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ÄNDERUNGSANTRÄGE

Der Ausschuss für auswärtige Angelegenheiten ersucht den federführenden Ausschuss für 
internationalen Handel, folgende Änderungsanträge in seinen Bericht zu übernehmen:

Änderungsantrag 1

Vorschlag für einen Beschluss
Erwägung 1

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

(1) Die Beziehungen zwischen der 
Europäischen Union („Union“) und dem 
Haschemitischen Königreich Jordanien 
(„Jordanien“) entwickeln sich im Rahmen 
der Europäischen Nachbarschaftspolitik 
(ENP). Im Mai 2002 trat ein 
Assoziierungsabkommen zwischen den 
Europäischen Gemeinschaften und ihren 
Mitgliedstaaten einerseits und Jordanien 
andererseits in Kraft. Der bilaterale 
politische Dialog und die wirtschaftliche 
Zusammenarbeit wurden im Rahmen von 
ENP-Aktionsplänen, von denen der letzte 
für den Zeitraum von 2010 bis 2015 gilt, 
weiter vorangetrieben. Im Jahr 2010 
räumte die Union Jordanien einen 
„fortgeschrittenen Status“ der Partnerschaft 
ein, so dass sich die Zusammenarbeit 
zwischen den Vertragspartnern nun auf 
umfassendere Bereiche erstreckt. 

(1) Die Beziehungen zwischen der 
Europäischen Union („Union“) und dem 
Haschemitischen Königreich Jordanien 
(„Jordanien“) entwickeln sich im Rahmen 
der Europäischen Nachbarschaftspolitik 
(ENP). Im Mai 2002 trat ein 
Assoziierungsabkommen zwischen den 
Europäischen Gemeinschaften und ihren 
Mitgliedstaaten einerseits und Jordanien 
andererseits in Kraft. Der bilaterale 
politische Dialog und die wirtschaftliche 
Zusammenarbeit wurden im Rahmen von 
ENP-Aktionsplänen, von denen der letzte 
für den Zeitraum von 2010 bis 2015 gilt, 
weiter vorangetrieben. Im Jahr 2010 
räumte die Union Jordanien einen 
„fortgeschrittenen Status“ der Partnerschaft 
ein, so dass sich die Zusammenarbeit 
zwischen den Vertragspartnern nun auf 
umfassendere Bereiche erstreckt. 2013 
wurde das Assoziierungsabkommen 
zwischen den Europäischen 
Gemeinschaften und ihren 
Mitgliedstaaten einerseits und Jordanien 
andererseits durch ein 
Rahmenabkommen zwischen der 
Europäischen Union und dem 
Haschemitischen Königreich Jordanien 
über die allgemeinen Grundsätze für die 
Teilnahme des Haschemitischen 
Königreichs Jordanien an den 
Programmen der Union ergänzt, was die 
Zusammenarbeit zwischen der Union und 
Jordanien ausbaut..
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Änderungsantrag 2

Vorschlag für einen Beschluss
Erwägung 2

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

(2) Jordaniens Wirtschaft wird erheblich 
beeinträchtigt durch Ereignisse im Land, 
die im Zusammenhang mit den sich seit 
Ende 2010 im südlichen Mittelmeerraum 
vollziehenden – unter der Bezeichnung 
„Arabischer Frühling“ bekannten –
Entwicklungen stehen, sowie durch die 
nicht nachlassende Unruhe in der Region, 
insbesondere in den Nachbarländern 
Ägypten und Syrien. In einem schwieriger 
werdenden globalen Umfeld führten die 
wiederholten Unterbrechungen der 
Erdgaslieferungen aus Ägypten, die 
Jordanien zwangen, die Gasimporte aus 
Ägypten durch teurere Brennstoffe für die 
Elektrizitätserzeugung zu ersetzen, und der 
große Zustrom von Flüchtlingen aus 
Syrien zu erheblichen Finanzlücken in 
Zahlungsbilanz und Haushalt.

(2) Jordaniens Wirtschaft wird erheblich 
beeinträchtigt durch Ereignisse im Land, 
die im Zusammenhang mit den sich seit 
Ende 2010 im südlichen Mittelmeerraum 
vollziehenden – unter der Bezeichnung 
„Arabischer Frühling“ bekannten –
Entwicklungen stehen, sowie durch die 
nicht nachlassende Unruhe in der Region, 
insbesondere in den Nachbarländern 
Ägypten und Syrien. Vor allem der große 
Zustrom von Flüchtlingen aus Syrien, die 
in Jordanien Zuflucht gesucht haben, 
wirkt sich nachteilig auf die Wirtschaft 
Jordaniens aus. Vor dem Hintergrund 
eines sehr  viel schwierigeren 
ökonomischen Umfelds führten die 
wiederholten Unterbrechungen der 
Erdgaslieferungen aus Ägypten, die 
Jordanien zwangen, die Gasimporte aus 
Ägypten durch teurere Brennstoffe für die 
Elektrizitätserzeugung zu ersetzen, und die 
erheblichen finanziellen Mittel, die 
erforderlich sind, um den Flüchtlingen aus 
Syrien, die sich auf jordanischem Boden 
aufhalten, humanitäre Hilfe zukommen 
zu  lassen, zu erheblichen Finanzlücken in 
Zahlungsbilanz und Haushalt.

Or. en
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Änderungsantrag 3

Vorschlag für einen Beschluss
Erwägung 3 a (neu)

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

(3a) Die geographische Lage Jordaniens 
macht es auch zu einem strategischen 
Land für Stabilität und Sicherheit im 
Nahen Osten, macht es allerdings auch 
anfällig für externe Schocks sowohl 
politischer als auch wirtschaftlicher Art. 
Daher ist es wichtig, Jordanien 
angemessen zu unterstützen und den 
politischen und wirtschaftlichen Dialog 
zwischen der Union und Jordanien zu 
fördern.

Or. en

Änderungsantrag 4

Vorschlag für einen Beschluss
Erwägung 4

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

(4) Jordanien hat eine Reihe politischer 
Reformen eingeleitet, die vor allem zur 
Verabschiedung von über vierzig 
Verfassungsänderungen durch das 
jordanische Parlament im September 2011 
führten, was einen wichtigen Schritt auf 
dem Weg zu einem echten demokratischen 
System darstellt. Die politische und 
wirtschaftliche Unterstützung der Union 
für den Reformprozess Jordaniens steht im 
Einklang mit der im Kontext der ENP 
umrissenen Politik, die die Union 
gegenüber dem südlichen Mittelmeerraum 
verfolgt.

(4) Jordanien hat unter der Führung S.M. 
König Abdullahs II. einen sehr 
weitreichenden politischen Reformprozess
eingeleitet, der vor allem zur 
Verabschiedung von über vierzig 
Verfassungsänderungen durch das 
jordanische Parlament im September 2011 
führte, was einen wichtigen Schritt auf 
dem Weg zu einem echten demokratischen 
System darstellt. Der Reformprozess sollte 
unbedingt unterstützt werden. Daher steht 
die politische und wirtschaftliche 
Unterstützung der Union für den 
Reformprozess Jordaniens nicht nur im 
Einklang mit der im Kontext der ENP 
umrissenen Politik, die die Union 
gegenüber dem südlichen Mittelmeerraum 
verfolgt, sondern liegt auch im Interesse 
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der Union.

Or. en

Änderungsantrag 5

Vorschlag für einen Beschluss
Erwägung 7 a (neu)

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

(7a) Angesichts der Tatsache, dass 
Jordanien ein Land ist, für das die ENP 
gilt, und auch in der Erwägung, dass die 
enge Zusammenarbeit und der Dialog mit 
Jordanien im Rahmen der ENP im 
Hinblick auf die Stärkung der 
demokratischen, politischen und 
wirtschaftlichen Stabilität Jordaniens 
unbedingt fortgesetzt werden muss, sollte 
das Land für die Makrofinanzhilfe der 
Union in Betracht kommen.

Or. en


